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6. Wahlperiode 

Sachgebiet 240 


Vorblatt 


Erstes Flüchtlingshilfe-Änderungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Einkommensgrenze für die Gewährung einer Einrichtungs- 
hilfe für Flüchtlinge aus Mitteldeutschland ohne Ausweis C ist 
seit dem Inkrafttreten des Gesetzes im Jahre 1965 unverändert 
geblieben. Seitdem haben sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
geändert. 


B. Lösung 

Die Einkommensgrenze von 500 DM für den Berechtigten, zu- 
züglich 120 DM für den Ehegatten und je 60 DM für jeden wei- 
teren Familienangehörigen sollen um 50 v. H. angehoben 
werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die Kosten werden auf 20 bis 27 Millionen DM geschätzt. Davon 
tragen vier Fünftel der Bund und ein Fünftel die Länder. Ent- 
sprechende Beträge sind im Entwurf des Bundeshaushaltsplanes 
für 1971 veranschlagt sowie ab 1972 im Finanzplan des Bundes 
vorgesehen. 
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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Januar 1971 

1/4 (III/2) — 830 04 — Fl 2/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Hilfsmaß- 
nahmen für Deutsche aus der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands und dem sowje- 
tisch besetzten Sektor von Berlin 
(l.FlüHÄndG) 


mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 358. Sitzung am 13. November 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Deutsche 
aus der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands und dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
(1. FlüHÄndG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§.l 

Änderung des Gesetzes 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deutsche 
aus der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
vom 15. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 612), zuletzt 
geändert durch § 5 des Zwanzigsten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 15. Juli 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 806), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende 
Fassung: 

„ Flüchtlingshilfegesetz (FlüHG) " . 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „in 
der sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin" durch die Worte „im Schadens- 
gebiet (§ 3 Abs. 1 des Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetzes in der Fassung 
vom 1. Oktober 1969 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1897 — , zuletzt geändert durch das Drei- 
undzwanzigste Gesetz zur Änderung des 

Lastenausgleichsgesetzes vom — 

Bundesgesetzbl. IS — )" und die 

Worte „dieser Gebiete" durch die Worte 
„des Schadensgebiets" ersetzt 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „des 
Bundesvertriebenengesetzes" die Worte 
„und § 230 a des Lastenausgleichsgesetzes in 
der Fassung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch 
das Dreiundzwanzigste Gesetz zur Änderung 

des Lastenausgleichsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS )", eingefügt. 

3. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Ausschließungsgründe 

Liegen Voraussetzungen im Sinne des § 301 
Abs. 2 Satz 2 oder des § 359 Abs. 1 oder 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes vor, werden Leistun- 


gen nach diesem Gesetz nicht gewährt; auf 
Schäden und Verluste an Wirtschaftsgütern, die 
nach der Besetzung des Schadensgebiets unter 
Ausnutzung der dort bestehenden Verhältnisse 
erworben worden sind, ist § 359 Abs. 3 Nr. 3 
des Lastenausgleichsgesetzes entsprechend an- 
zuwenden." 

4. § 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. sie im Schadensgebiet einen eigenen Haus- 
halt mit eigenem Hausrat geführt haben 
und den Hausrat zurücklassen mußten oder 
ihn durch Schäden im Sinne des § 3 des Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetzes 
verloren haben und", 

5. In § 5 werden die Worte „in der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands oder im sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin" durch die Worte 
„im Schadensgebiet" ersetzt. 

6. In § 7 werden die Worte „500 Deutsche Mark 
zuzüglich 120 Deutsche Mark für den Ehegatten 
und je 60 Deutsche Mark" durch die Worte 
„750 Deutsche Mark zuzüglich 180 Deutsche 
Mark für den Ehegatten und je 90 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Der Berechtigte und sein entsprechend 
§ 266 Abs. 2 des Lastenausgleichsge- 
setzes zu berücksichtigender Ehegatte 
müssen im Schadensgebiet ihre Exi- 
stenzgrundlage durch Schäden im Sinne 
des § 3 des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes oder durch Ver- 
lassen des Schadensgebiets verloren 
haben;". 

b) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „in der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin" durch die Worte „im Schadensge- 
biet" ersetzt. 

c) Absatz 2 Nr. 1 wird gestrichen; die Num- 
mern 2 und 3 werden Nummern 1 und 2. 

d) In Absatz 3 werden die Worte „in der so- 
wjetischen Besatzungszone Deutschlands 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von Ber- 
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lin" durch die Worte „im Schadensgebiet" 
ersetzt. 

e) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Inwieweit Vermögensschäden ihrer 
Art und Höhe nach zu berücksichtigen und 
wie die Schäden zu berechnen sind, von 
welchen Einkünften auszugehen ist, wie die 
Einkünfte zu berechnen und welche Einkorn- 
mensrichtsätze für die einzelnen Berufs- 
gruppen anzunehmen sind, bestimmen die 
Rechtsverordnungen zu § 301 Abs. 4 des 
Lastenausgleichsgesetzes." 

f) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Für den Fall des Zusammentreffens 
von Leistungsvoraussetzungen nach diesem 
Gesetz, dem Lastenausgleichsgesetz und dem 
Reparationsschädengesetz vom 12. Februar 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), zuletzt ge- 
ändert durch das Dreiundzwanzigste Gesetz 
zum Lastenaiisgleichsgesetz vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. I S. . . .), findet § 261 Abs. 4 des 
Lastenausgleichsgesetzes Anwendung. 

8. In § 11 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „in- 
nerhalb eines Jahres vom Beginn des Monats 
ab gestellt werden, der auf die Aufenthalt- 
nahme im Geltungsbereich des Gesetzes folgt" 
durch die Worte „noch innerhalb von zwei Jah- 
ren nach Ablauf des Monats gestellt werden, 
in dem sie Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Gesetzes genommen haben" ersetzt. 

9. § 17 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für den Flöchstbetrag gilt § 255 Abs. 2 
des Lastenausgleichsgesetzes entsprechend." 

10. ln § 18 Abs. 1 werden die Worte „in der so- 
wjetischen Besatzungszone Deutschlands oder 
im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin" 
durch die Worte „im Schadensgebiet" ersetzt. 

11. Abschnitt V erhält die Überschrift: 
„Anwendung anderer Gesetze" 

12. Folgender § 20 a wird eingefügt: 

„§ 20 a 

Anwendung des Lastenausgleichsgesetzes 

Die §§ 350 a, 350 b und 360 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes sind entsprechend anzuwen- 
den." 

13. § 22 erhält folgende Fassung: 

»§ 22 

Durchführung des Gesetzes 

Für die Durchführung des Gesetzes mit Aus- 
nahme des § 20 gelten die Vorschriften des 
Vierten bis Sechsten Abschnitts des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes. Für die 


Durchführung des § 20 bestimmen die Landes- 
regierungen die Organisation und das Ver- 
fahren." 

14. § 23 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zur Milderung von Härten kann die Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß in die- 
sem Gesetz vorgesehene Leistungen und Ver- 
günstigungen ganz oder teilweise auch zugun- 
sten von Personen gewährt werden, die im 
Schadensgebiet in einer infolge der sowjeti- 
schen Besetzung durchschnittenen Gemeinde 
oder in einer an eine solche oder an den Gel- 
tungsbereich des Gesetzes unmittelbar angren- 
zenden Gemeinde Schäden im Sinne der §§ 3, 
10 oder 18 erlitten haben und im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich des Ge- 
setzes in der durchschnittenen Gemeinde oder 
einer Gemeinde hatten, die an die im Schadens- 
gebiet liegende Gemeinde unmittelbar angrenzt, 
in der der Schaden eingetreten ist." 

§ 2 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

In § 301 Abs. 2 Satz 2 des Lastenausgleichsgeset- 
zes in der Fassung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
gesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das Drei- 
undzwanzigste Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom .... (Bundesgesetzbl. IS ), 

wird am Ende der Nummer 3 der Punkt durch das 
Wort „oder" ersetzt und folgende Nummer 4 ange- 
fügt: 

„4. während der Herrschaft des Nationalsozialis- 
mus gegen die Grundsätze der Menschlichkeit 
oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben." 

§ 3 

Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

Das Bundesvertriebenengesetz in der Fassung 
vom 23. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1882), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Än- 
derung des Bundessozialhilfegesetzes vom 14. Äu- 
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1153), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 24 erhält folgende Fassung: 

»§ 24 

Berufung und Amtsdauer 

Die Mitglieder des Beirates für Vertriebenen- 
und Flüchtlingsfragen bei dem Bundesminister 
des Innern und ihre Stellvertreter beruft dieser 
auf Vorschlag der in § 23 genannten Organisatio- 
nen auf die Dauer von vier Jahren. Scheidet ein 
Mitglied des Beirates vor Ablauf der Amtsdauer 
aus oder verliert ein Mitglied seine Eigenschaft 
als Vertreter einer der in § 23 genannten Orga- 
nisationen, so beruft der Bundesminister des 
Innern auf Vorschlag dieser Organisation einen 
Ersatzmann für den Rest der Amtsdauer." 
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2. § 92 erhält folgende Fassung: 

.§ 92 

Anerkennung von Prüfungen 

(1) Prüfungen oder Befähigungsnachweise, 
die Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge bis 
zum 8. Mai 1945 im Gebiet des Deutschen Rei- 
ches nach dem Gebietsstande vom 31. Dezember 
1937 abgelegt oder erworben haben, sind im 
Geltungsbereich des Gesetzes anzuerkennen. 

(2) Prüfungen oder Befähigungsnachweise, die 
Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge bis zum 
8. Mai 1945 in Gebieten außerhalb des Deutschen 
Reiches nach dem Gebietsstande vom 31. Dezem- 
ber 1937 abgelegt oder erworben haben, sind an- 
zuerkennen, wenn sie den entsprechenden Prü- 
fungen oder Befähigungsnachweisen im Geltungs- 
bereich des Gesetzes gleichwertig sind, 

(3) Auf Prüfungen oder Befähigungsnachwei- 
se, die Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge 
nach dem 8. Mai 1945 in Gebieten außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes abgelegt oder er- 
worben haben, ist Absatz 2 entsprechend anzu- 
wenden. Die Vorschriften über die Anerken- 
nung von Prüfungen oder Befähigungsnachwei- 
sen im öffentlichen Dienst bleiben unberührt.; 

§ 4 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

In § 112 des Deutschen Richtergesetzes vom 
8. September 1961 (Bundesgesetzbl. I S, 1665), zu- 
letzt geändert durch das Erste Gesetz zur Reform 
des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. 
I S. 645), werden die Worte „29. Juli 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 545)" durch die Worte 

(Bundesgesetzbl. IS.. . .)" ersetzt. 

§ 5 

Überleitung anhängiger Verfahren 

Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhän- 
gigen Verfahren gilt folgendes; 


1. Anträge auf Gewährung von Leistungen werden, 
wenn noch kein Bescheid erteilt ist, nach den sich 
aus § 22 des Flüchtlingshilfegesetzes ergebenden 
Verfahrensvorschriften weiterbehandelt. 

2. Die bei einem Beschwerdeausschuß anhängigen 
Verfahren werden auf die nach § 22 des Flücht- 
lingshilfegesetzes zuständigen Beschwerdeaus- 
schüsse übergeleitet. 

3. § 1 Nr. 13 gilt nicht für die bei den Oberverwal- 
tungsgerichten (Verwaltungsgerichtshöfen) an- 
hängigen Verfahren. 

§ 6 

Neufassung von Gesetzen 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Flüchtlingshilfegesetzes und des 
Bundesvertriebenengesetzes sowie der hierzu erlas- 
senen Rechtsverordnungen in der Fassung, die sich 
aus den dazu ergangenen Änderungsgesetzen oder 
-Verordnungen ergibt, mit neuem Datum und neuer 
Überschrift bekanntzumachen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 7 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes tritt § 1 
Nr. 7 Buchstabe a mit Wirkung vom 1. Juni 1967, 
Buchstabe e mit Wirkung vom 1. Januar 1969 in 
Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz am 1. Januar 1971 
in Kraft. 
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Begründung 


1. Im allgemeinen 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus 
der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands und 
dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin vom 
15. Juli 1965 (BGBL I S. 612) wurde für deutsche 
Staatsangehörige und deutsche Volkszugehörige er- 
lassen, die ihren Wohnsitz im Schadensgebiet i. S. 
des § 3 Abs. 1 des Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetzes (BFG) gehabt hatten und im Zuge der 
Besetzung oder nach der Besetzung Mitteldeutsch- 
lands im Geltungsbereich des Gesetzes zugezogen 
sind und sich ständig hier aufhalten. Die Hilfsmaß- 
nahmen des Gesetzes kommen jedoch nur denjeni- 
gen Angehörigen dieses Personenkreises zugute, 
die nicht nach anderen Bundesgesetzen — mit Aus- 
nahme des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) — ent- 
sprechende Leistungen erhalten können. Berechtigte 
nach diesem Gesetz sind insbesondere nicht die nach 
§§ 3, 4 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) an- 
erkannten Sowjetzonenflüchtlinge, da sie aus dem 
Härtefonds des Lastenausgleichsgesetzes (§ 301 a 
LAG) entsprechende Eingliederungshilfen erhalten 
können. 

Bei der Gewährung von Einrichtungshilfe nach Ab- 
schnitt II des Gesetzes ist u. a. Voraussetzung, daß 
die in § 7 festgelegte Einkommensgrenze nicht über- 
schritten wird. Diese entspricht der Einkommens- 
grenze, die bei der Gewährung von Beihilfen zur 
Beschaffung von Hausrat aus dem Härtefonds nach 
§ 301 LAG in der Zweiten Leistungs-Durchführungs- 
verordnung zum Lastenausgleichsgesetz insbeson- 
dere für die sog. Stichtagsversäumer unter den Ver- 
triebenen festgesetzt worden ist. Seit Inkrafttreten 
des Gesetzes (24. Juli 1965) sind nun inzwischen die 
Renten im Durchschnitt um 40 v. H. bis 60 v. H. 
gestiegen. Da zu den Antragstellern auf Einrich- 
tungshilfe zu einem erheblichen Teil Rentner gehö- 
ren, die mit Genehmigung der Behörden in Mittel- 
deutschland in das Bundesgebiet übergesiedelt sind 
und weiterhin übersiedeln, ihren Hausrat — aus 
welchen Gründen auch immer — aber drüben zu- 
rücklassen mußten, ist es dringend notwendig, die 
Einkommensgrenze in § 7 entsprechend anzuheben. 

Bei Erlaß des Gesetzes im Jahre 1965 sind die zu 
erwartenden Ausgaben des Bundes für die Einrich- 
tungshilfe weit überschätzt worden. Die Haushalts- 
ansätze für 1965 und 1966 zeigen dies deutlich. Die 
Entwicklung ist aus folgender Tabelle ersichtlich: 

Haushaltsansatz Ist-Ausgaben 


1965 

55 000 000 

1 179 000 

1966 

60 000 000 

10 466 000 

1967 

15 000 000 

6 665 000 

1968 

6 000 000 

5 105 000 

1969 

6 000 000 

4 733 000 

1970 

4 800 000 

1 691 000 (bis 30. Juni 1970) 


Die Ausgaben sind auch weiterhin stark degressiv. 
Zu berücksichtigen ist bei dem Gesamtbild im übri- 
gen, daß nach § 21 Abs. 1 die Länder dem Bund 
20 V. H. der Aufwendungen für diese Leistungen 
erstatten. 

Der Regierungsentwurf sieht vor, daß die Einkom- 
mensgrenze in § 7 für den Antragsteller und die 
Zuschläge für die zu berücksichtigenden Familien- 
angehörigen um 50 V. H. heraufgesetzt werden. 
Diese Maßnahme ist wegen der Steigerung der Ren- 
ten und wegen der höheren Anschaffungskosten für 
Hausrat gerechtfertigt, die sich zufolge der in den 
letzten fünf Jahren eingetretenen Aufwärtsentwick- 
lung der Löhne und Gehälter ergeben haben. 

Nach dem Regierungsentwurf sollen bei dieser Ge- 
legenheit auch einige Abweichungen bei den Ursa- 
chen am Hausratsschaden nach § 3 des Gesetzes 
und bei den Voraussetzungen für die Gewährung 
von laufender Beihilfe nach § 10 des Gesetzes be- 
seitigt werden, die gegenüber den entsprechenden 
Vorschriften im Lastenausgleichsgesetz noch beste- 
hen. Die letzte Gesetzesänderung durch § 5 des 
Zwangzigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (20. ÄndG LAG) vom 15. Juli 1968 
(BGBl. I S. 806) hat die Angleichung noch nicht voll- 
kommen durchgeführt. 

Außerdem ist mit Rücksicht darauf, daß dieses 
Gesetz zu den Gesetzen des Lastenausgleichs ge- 
hört und durch die zwischenzeitliche Entwicklung 
eine Verzahnung mit dem Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetz eingetreten ist, im Regierungs- 
entwurf vorgesehen, für die Durchführung des Ge- 
setzes mit Ausnahme des Abschnitts V die Vor- 
schriften des Vierten bis Sechsten Abschnittes des 
Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes einzu- 
führen (Artikel 120 a Abs. 1 GG). Diese Umschaltung 
der Organisations- und Verfahrensvorschriften wird 
einige verwaltungstechnische Schwierigkeiten und 
Ungelegenheiten beseitigen, die sich seit Inkraft- 
treten des Gesetzes ergeben hatten. Die Länder 
haben im Laufe der Zeit aufgrund des § 22 FlüHG 
für die Durchführung der Abschnitte I bis IV des 
Gesetzes fast ausnahmslos die Ausgleichsverwal- 
tung bestimmt. Im übrigen haben sie sich damit ein- 
verstanden erklärt, daß der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamtes ihnen „aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung sowie der Gewährleistung einer 
einheitlichen Durchführung Empfehlungen gibt". Die 
mit den Ländern abgestimmten Richtlinien zur 
Durchführung der Abschnitte I bis IV des Gesetzes 
sind als gemeinsame Empfehlungen des Bundes- 
ministers für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte und des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes am 19. November 1965 bekanntgemacht 
worden (Amtliches Mitteilungsblatt des BAA Nr. 12/ 
1965 S. 409 ff.). Infolgedessen werden durch die 
Änderung der Organisations- und Verfahrensvor- 
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Schriften des Gesetzes keine Ubergangsschwierig- 
keiten auftreten. 

Die Ermächtigung in § 23 zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen soll erweitert werden. Sie läßt z. Z. nur 
zu, solche Geschädigte zu berücksichtigen, die in 
Gemeinden ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt sowie dort Schäden i. S. der §§ 3, 10 und 18 
FlüHG erlitten hatten, welche durch die sowjetische 
Besetzung durchschnitten wurden. Es müssen aber 
auch diejenigen Geschädigten einbezogen werden 
können, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt in Gemeinden hatten, welche unmittelbar an das 
Schadensgebiet angrenzen, wenn die Schäden in 
einer drüben unmittelbar angrenzenden Gemeinde 
entstanden sind. 

Der Personenkreis, der aus Gründen der Gerechtig- 
keit die Leistungen des Gesetzes erhalten soll, ist 
zahlenmäßig gering. Die geplante Rechtsverordnung 
wird daher nur unwesentliche Kosten verursachen. 

Die weiteren vorgeschlagenen technischen Ände- 
rungen sind ebenfalls aus Gründen der Angleichung 
an bestehende Rechtsnormen in den Gesetzen des 
Lastenausgleichs gerechtfertigt. 

Die Zahl der Antragsteller, die nach geltendem Recht 
noch eine Einrichtungshilfe erhalten könnten, wird 
auf rd. 3000 geschätzt. Durch die vorgesehene An- 
hebung der Einkommensgrenze in § 7 werden unge- 
fähr bis zu 20 000 neue Antragsteller hinzukommen. 
Die Kosten für alle Verbesserungen des Gesetzes 
können danach auf 20 bis 27 Mio DM veranschlagt 
werden. Entsprechende Beträge sind bei Kap. 0640 
— Tit. 681 09 im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
für 1971 veranschlagt sowie — ab 1972 — im Finanz- 
plan des Bundes vorgesehen. 

Die gleiche Einkommensgrenze wie in § 7 des 
Flüchtlingshilfegesetzes (FlüHG) besteht in § 9 der 
Zweiten Verordnung über Ausgleichsleistungen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz (2. LeistungsDV-LA) in 
der Fassung vom 19. Dezember 1968 (BGBl. I S. 1395) 
für die Beihilfe zur Beschaffung von Hausrat. Die 
Erhöhung der Einkommensgrenze in § 7 FlüHG wird 
sich demgemäß auch auf die Einkommensgrenze in 
§ 9 der 2. LeistungsDV-LA auswirken. Da jedoch der 
Personenkreis gering ist, der nach dieser Vorschrift 
eine Beihilfe zur Beschaffung von Hausrat erhält, 
kann eine entsprechende Erhöhung der Einkom- 
mensgrenze nur unwesentliche Mehrkosten verur- 
sachen. Diese gehen zu Lasten des Ausgleichsfonds. 

Gleichzeitig mit den Verbesserungen des Flücht- 
lingshilfegesetzes sollen auch zwei Änderungen des 
Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) in der Fassung 
vom 23. Oktober 1961 (BGBl. I S. 1882), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Bundessozialhilfegesetzes vom 14. August 1969 
(BGBL I S. 1153) vorgenommen werden. Die eine 
davon betrifft die Anerkennung von Prüfungen. 
Diese Vorschrift ist nach § 20 Abs. 2 FlüHG sinn- 
gemäß auch auf den von diesem Gesetz begünstigten 
Personenkreis anzuwenden. Die andere betrifft die 
Geltungsdauer der Amtszeit der Beiräte. Eine eigene 
Novellierung des Bundesvertriebenengesetzes ist 
nicht in Aussicht genommen, so daß es zweckmäßig 
ist, diese beiden Änderungen im Rahmen der Novel- 
lierung des Flüchtlingshilfegesetzes vorzunehmen. 


11. Im einzelnen 

Zu § 1 (Änderung des Flüchtlingshilfegesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Kurzbezeichnung „Flüchtlingshilfegesetz“ hat 
sich in der Verwaltungspraxis eingebürgert und ist 
inzwischen auch in Gesetzen des Lastenausgleichs 
verwendet worden (z. B. in § 5 des 20. ÄndG LAG 
und in § 1 Nr. 4 des 21. AndG LAG), 

Zu Nummer 2 

Buchstabe a 

Die redaktionelle Änderung ist aus Gründen der 
Vereinfachung angezeigt. Die Bezeichnung „Scha- 
densgebiet" entspricht der des § 3 Abs. 1 des Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetzes (BFG) in 
der Fassung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1897). 

Buchstabe b 

Da die Leistungen des Flüchtlingshilfegesetzes den 
sozialen und Eingliederungshilfen des Lastenaus- 
gleichsgesetzes entsprechen, ist zur Koordinierung 
der persönlichen Voraussetzungen auch die entspre- 
chende Anwendung des § 230 a LAG zu erwähnen. 

Zu Nummer 3 

Die Neufassung der Vorschriften über die Aus- 
schließungsgründe dient ebenfalls der Anpassung 
an die entsprechenden Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsgesetzes. Die bisherige Koordinierung ist in- 
soweit nicht vollständig. 

Zu Nummer 4 

Die Änderung soll eine Lücke schließen. Die bis- 
herige Formulierung erfaßt nicht die NS-Entzie- 
hungsschäden an Hausrat. Da auch sie einbezogen 
werden müssen, bietet sich redaktionell die Bezug- 
nahme auf die Schadensursachen im Sinne des § 3 
BFG an. 

Zu Nummern 5, 7 b und d, 10 

Siehe Begründung zu Nummer 2 a. 

Zu Nummer 6 

Auf die Begründung im allgemeinen Teil wird ver- 
wiesen. 

Zu Nummer 7 

Buchstabe a 

Auf die Begründung zu Nummer 2 a und Nummer 4 
wird Bezug genommen. 

Buchstabe c 

Die Streichung der Nummer 1 dient der Anpassung 
an § 284 Abs. 2 LAG. 

Buchstabe e 

Die Bezugnahme auf die Rechtsverordnung nach 
§ 301 Abs. 4 LAG dient der Vereinfachung. Bei Än- 
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derungen der angezogenen Verordnung ist dann 
nicht mehr die Änderung der 1. FlüH-DV notwendig. 
Durch die Angleichung der Leistungen nach diesem 
Gesetz an die entsprechenden Leistungen aus dem 
Härtefonds des Lastenausgleichsgesetzes wird eine 
selbständige Rechtsverordnung überflüssig. Mit In- 
krafttreten der Neufassung des Absatzes 4 wird die 
1. FlüH-DV gegenstandslos. 

Buchstabe i 

Die Vorschrift bezweckt die Koordinierung der Be- 
stimmungen über die Zusammenrechnung von Schä- 
den und Grundbeträgen im Sinne des Lastenaus- 
gleichs. 

Zu Nummer 8 

Die Vorschrift dient der Koordinierung mit den 
entsprechenden Bestimmungen in § 264 Abs. 2 und 
§ 265 Abs. 4 LAG. 

Zu Nummer 9 

Der ziffernmäßig genannte Höchstbetrag ist inzwi- 
schen im Lastenausgleichsgesetz geändert worden. 
Es erscheint angezeigt, die entsprechende Anwen- 
dung des § 255 Abs. 2 LAG zu bestimmen, um bei 
etwaigen künftigen Änderungen dieser Vorschrift 
insoweit keine Novellierung des Flüchtlingshilfege- 
setzes vornehmen zu müssen. 

Zu Nummer 11 

Die Überschrift ist eine sich aus der Einfügung des 
§ 20 a ergebende redaktionelle Ergänzung. 

Zu Nummer 12 

Die Bestimmung ist notwendig, um eine gleiche Be- 
handlung der Berechtigten nach dem Flüchtlings- 
hilfegesetz und dem Lastenausgleichsgesetz zu ge- 
währleisten. Die entsprechend anzuwendenden Vor- 
schriften des Lastenausgleichsgesetzes betreffen die 
Erstattung und Verrechnung zuviel gezahlter Lei- 
stungen sowie die nachteiligen Folgen bei Unred- 
lichkeiten im Verfahren. 

Zu Nummer 13 

Da im Laufe der Zeit die Vorschriften des Flücht- 
lingshilfegesetzes an die sozialen und Eingliede- 
rungsbestimmungen des Lastenausgleichs immer 
mehr angeglichen worden sind, erscheint es sinnvoll, 
wegen dieser engen Verzahnung der materiellen 
Bestimmungen nunmehr auch die Durchführung die- 
ses kleinen Teilgebietes des Lastenausgleichs ent- 
sprechend zu regeln und außer für § 20 die Über- 
nahme der Vorschriften aus dem Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetz vorzuschlagen. 

Zu Nummer 14 

Die Erweiterung der Ermächtigung ist notwendig, 
wenn, wie beabsichtigt, alle Geschädigten der durch 
die Besetzung durchschnittenen Betriebe in die Lei- 
stungen des Gesetzes einbezogen werden sollen. Auf 


die Begründung im allgemeinen Teil wird Bezug 
genommen. 

Zu § 2 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

Die Ergänzung dient der Koordinierung mit den 
Ausschließungsgründen des Flüchtlingshilfegesetzes 
(vgl. Begründung zu § 1 Nr. 3). 

Zu § 3 (Änderung des Bundesvertriebenengesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die bisherige Amtsdauer der Mitglieder des Beirats 
für Vertriebenen- und Flüchtlingsfragen hat sich im 
Laufe der Zeit als zu kurz und daher als unpraktisch 
erwiesen. Im Interesse einer größeren Kontinuität 
der Mitarbeit der Beiratsmitglieder soll die Amts- 
zeit von zwei auf vier Jahre verlängert werden. Bei 
Gelegenheit der Änderung ist zu berücksichtigen, 
daß für Vertriebenen- und Flüchtlingsfragen jetzt der 
Bundesminister des Innern federführend ist. 

Zu Nummer 2 

Mit der Anfügung des Absatzes 3 wird erreicht, daß 
die bisher geübte Verwaltungspraxis eine gesetz- 
liche Grundlage erhält. Gleichwertige Prüfungen 
oder Befähigungsnachweise sollen auch dann aner- 
kannt werden, wenn sie von Vertriebenen und 
Flüchtlingen nach dem 8. Mai 1945 außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) abgelegt oder erworben worden sind. 

Die im bisherigen § 92 Abs. 2 Satz 2 BVFG gegebene 
Ermächtigung zu einer Rechtsverordnung hat sich als 
unnötig erwiesen und kann gestrichen werden. Zu- 
gleich empfiehlt sich eine Neufassung des ganzen 
§ 92 BVFG. 

Zu § 4 (Änderung des Deutschen Richtergesetzes) 

Es handelt sich um eine durch § 3 bedingte Berichti- 
gung. 

Zu § 5 (Überleitung anhängiger Verfahren) 

Die in § 1 Nr. 13 dieses Gesetzes für die Durchfüh- 
rung des Flüchtlingshilfegesetzes vorgesehene Über- 
nahme der Vorschriften des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes macht eine Regelung über 
die Weiterbehandlung bereits anhängiger Verfahren 
notwendig. Soweit — im Gegensatz zu dem für die 
Durchführung des Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetzes geltenden Verfahren — die Oberver- 
waltungsgerichte eingeschaltet sind, ist Vorsorge 
zu treffen, daß im Interesse des Rechtsschutzes der 
Betroffenen die anhängigen Verfahren weitergeführt 
werden. 

Zu § 6 (Neufassung von Gesetzen) 

Die zwischenzeitlichen mehrfachen Änderungen des 
Flüchtlingshilfegesetzes und des Bundesvertriebe- 
nengesetzes lassen es im Interesse der Rechtssicher- 
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heit angezeigt erscheinen, den Wortlaut dieser Ge- 
setze und der dazu ergangenen Rechtsverordnungen, 
soweit notwendig, in Neufassungen bekanntzuma- 
chen. 

Zu § 7 (Berlin-Klausel) 

Zu § 8 (Inkrafttreten) 

Ein rückwirkender Anwendungszeitpunkt ist für die 
Vorschriften veranlaßt, die als entsprechende Vor- 
sdiriften des Lastenausgleichsgesetzes und des Re- 
parationsschädengesetzes von einem bestimmten 
Zeitpunkt ab zur Anwendung gelangen. Dabei ent- 


spricht die zuerst genannte Regelung dem Anwen- 
dungszeitpunkt nach § 7 des Zwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (20. 
ÄndG LAG) vom 15. Juli 1968 (BGBl. I S. 806), wäh- 
rend die andere Vorschrift auf dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Reparationsschädengesetzes 
(RepG) vom 12. Februar 1969 (BGBL I S. 105) 
basiert. 

Im übrigen soll das Gesetz am 1. Januar 1971 in 
Kraft treten, weil die entstehenden Mehrkosten für 
das Flüchtlingshilfegesetz in der Fortschreibung der 
mehrjährigen Finanzplanung von diesem Zeitpunkt 
ab im Bundeshaushalt eingeplant sind. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 hinter Nummer 10 (§ 19) 

Hinter Nummer 10 ist folgende Nummer 10 a 
einzufügen: 

„10 a. In § 19 Abs. 1 werden die Sätze 3 und 4 
gestrichen." 

Begründung 

Bei der Gewährung von Aufbaudarlehen für den 
Wohnungsbau nach § 19 FlüHG werden die Zu- 
wanderer aus der DDR ohne C-Ausweis gegen- 
über Vertriebenen (Aussiedlern) sowie aner- 
kannten SBZ-Flüchtlingen (§§ 3, 4 BVFG) benach- 
teiligt. Während die letztgenannten Geschädigten 
solche Aufbaudarlehen auch dann erhalten, wenn 
für ihre Unterbringung Sonderwohnungsbaumit- 
tel des Bundes den Ländern für die Gewäh- 
rung nachrangiger öffentlicher Landesbaudar- 
lehen und Aufwendungszuschüsse zur Verfügung 
gestellt werden, bleiben die nicht anerkannten 
SBZ-Flüchtlinge nach § 19 Abs. 1 Sätze 3 und 4 
im allgemeinen davon ausgeschlossen. 

Diese Regelung widerspricht der angestrebten 
Gleichstellung der SBZ-Flüchtlinge mit und ohne 
C-Ausweis untereinander und insgesamt mit den 
Vertriebenen. Dieses Problem ist um so aktuel- 
ler, als die Zuwanderer ohne C-Ausweis nach der 
21. und 23. Novelle zum LAG nunmehr auch hin- 
sichtlich der Gewährung von Hauptentschädi- 
gung weitgehend den Vertriebenen gleichgestellt 
werden. 


Die Einbeziehung dieses benachteiligten Perso- 
nenkreises in die Förderung mit Aufbaudarlehen 
würde nach der Statistik für das Rechnungsjahr 
1969 den Bund für die nächste Zeit jährlich höch- 
stens 4,6 Mio DM kosten, wovon die Länder 
gern. § 21 Abs. 1 FlüHG 20 v. H. zu erstatten 
hätten. 


2. Zu § 1 hinter Nummer 12 (§ 21) 

Hinter Nr. 12 ist folgende Nummer 12 a einzu- 
fügen: 

12 a. § 21 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Die Aufwendungen für dieses Gesetz mit 
Ausnahme des Abschnitts V trägt der Aus- 
gleichsfonds." 

Begründung 

Das Flüchtlingshilfegesetz gehört, auch nach Auf- 
fassung der Bundesregierung, zu den Gesetzen 
des Lastenausgleichs, deshalb soll es auch in 
Bundesauftragsverwaltung durchgeführt werden. 
Die Leistungen und der begünstigte Personen- 
kreis sind denen nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz gleich oder ähnlich, insbesondere nach der 
23. Novelle zum LAG. Es ist deshalb nur folge- 
richtig, daß der Ausgleichsfonds auch die Kosten 
übernimmt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Beiden Änderungsvorschlägen wird nicht zuge- 
stimmt. 


Begründung 

Zu 1. 

Das FlüHG gewährt subsidiär Leistungen, wenn 
Geschädigte nach anderen Vorschriften keine ent- 
sprechenden Eingliederungshilfen erhalten können. 
Wegen dieses Prinzips ist auch die Bestimmung in 
§19 FlüHG eingefügt worden, daß die Sonderwoh- 
nungsbaumittel des Bundes berücksichtigt werden 
müssen. 

Der Gesetzentwurf sieht die Gleichstellung der 
nicht anerkannten Flüchtlinge mit den nach § 3, 4 


des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) anerkann- 
ten Flüchtlingen (C-Ausweisinhabern) nicht vor. 
Dies ergibt sich u. a. aus der für § 7 FlüHG vorge- 
schlagenen Änderung (§ 1 Nr. 6 des Entwurfs). 

Im übrigen sind für die vom Bundesrat wohl zu 
niedrig angenommenen Mehrkosten von jährlich 
4,6 Mio DM keine Mittel in der mehrjährigen 
Finanzplanung enthalten. 

Zu 2. 

Die Vorschrift des Artikels 120 Abs. 1 Satz 2 GG, 
die für Kriegsfolgengesetze die Kostentragung 
regelt, steht dem Änderungswunsch des Bundes- 
rates entgegen. 

Das FlüHG ist bereits 1965 erlassen worden. 
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